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A. Allgemeines zum Schiffsregister  V 

 

Vorwort 
 

Dieses Buch enthält umfassende Ausführungen zum Seeschiffsregister, Binnen-
schiffsregister und Schiffsbauregister. 

Ziel und Zweck ist es, den an dem Schiffsregisterrecht interessierten Perso-
nenkreis anhand von Beispielen und Verfügungsentwürfen eine praktische Hilfe für 
deren Arbeit zu bieten. 

Die Praxisnähe wird durch die im Anhang abgedruckten einschlägigen Gesetze 
unterstützt. 

Ausführungen im Teil Seeschiffsregister, die für alle drei Register gelten, werden 
im Binnenschiffs- und Schiffsbauregister nicht noch einmal aufgeführt. Wiederho-
lungen erfolgen nur soweit diese für das allgemeine Verständnis unerlässlich sind. 
Ansonsten beschränken sich die Teile des Binnenschiffsregisters und Schiffsbaure-
gisters auf die abweichenden Besonderheiten. 
 
Kiel, März 2012 Norbert Krause 
2. Lauf 
Erster Teil: Allgemeiner Teil A. Allgemeines zum Schiffsregister 
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A. Allgemeines zum Schiffsregister 
 

1. Die Geschichte des Schiffsregisters 
 

Die Geschichte des Schiffsregisters ist eng verbunden mit dem See- und Flaggen-
recht und dem schon früh bestehenden Bedürfnis, gegebene Schiffskredite wirksam 
abzusichern. Erste Begründungen von besitzlosen Pfandrechten an Schiffen und 
deren Eintragung in ein Register gehen zurück bis in das Mittelalter.1 Die Einführung 
des Seeschiffsregisters geht zurück auf das Schiffsregister des englischen Merchant 
Shipping Act vom 10.8.1854 und wurde in Deutschland erstmals durch Art. 432 des 
ADHGB eingeführt und übernommen. Grundlegende gesetzliche Bestimmungen für 
das Führen eines Schiffsregisters bei Amtsgerichten oder Schiffsregisterbehörden 
waren in dem Gesetz betreffend die Nationalität der Kauffahrtschiffe und ihre Be-
fugnis zur Führung der Bundesflagge vom 25.10.18672 mit Ergänzungen aus den 
Jahren 1873 und 1888 enthalten, das am 1.4.1868 in Kraft trat.3 Teilweise ersetzt 
wurden diese Vorschriften durch das Reichsgesetz betreffend das Flaggenrecht der 
Kauffahrtschiffe vom 22.6.1899.4 Damit wurde die notwendige Anpassung an das 
neue Handelsgesetzbuch und an das Bürgerliche Gesetzbuch vollzogen. Dieses Ge-
setz in der Fassung vom 29.5.1901 war dann bis zur Neugestaltung des Schiffsregis-
terrechts maßgebend. 

Zum Binnenschiffsregister finden sich entsprechenden Bestimmungen in dem 
Gesetz über die privatrechtlichen Verhältnisse der Binnenschifffahrt vom 15.6.1895, 
das später durch Art. 12 Erg. z. HGB vom 10.5.1897 einige Abänderungen erfahren 
hat und am 20.5.1898 bekannt gemacht wurde. 

Die Schiffsregisterordnung aus dem Jahre 1940 in der Neufassung von 1994 
(zuletzt geändert 2010), die Verordnung zur Durchführung der Schiffsregisterord-
nung von 1980 (ebenfalls neugefasst im Jahre 1994 und zuletzt 2010 geändert), das 
Gesetz über Rechte an eingetragenen Schiffen von 1940 (zuletzt geändert 2010), das 
Flaggenrechtsgesetz von 1951 (in der Neufassung von 1994, zuletzt geändert 2009) 
und die Flaggenrechtsverordnung aus dem Jahre 1990 (zuletzt geändert 2006) bil-
den bis heute die wesentlichen Grundlagen für die Bearbeitung der Schiffsregister-
sachen. 

 
 
 
 

 
_____ 

1 Abraham Schiffshypothek, S. 29. 
2 Bundesgesetzblatt des Norddeutschen Bundes Bd. 1867 Nr. 5 S. 35–37. 
3 Heinerici/Gilgan S. 11. 
4 RGBl. 1899 S. 319. 
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2. Der Schiffsbegriff 
 

Eine Legaldefinition für den Begriff Schiff gibt es nicht, sodass eine Begriffs- 
bestimmung durch die allgemeine Verkehrsauffassung und höchstrichterliche 
Rechtsprechung entwickelt wurde. Im Seeschifffahrts- und Binnenschifffahrtsrechts  
versteht man unter einem Schiff einen „schwimmfähigen Hohlkörper von nicht unbe-
deutender Größe, der fähig und bestimmt ist, auf oder unter Wasser fortbewegt zu wer-
den und Sachen und Personen zu tragen.5  

Nach dieser Definition ist für den Schiffsbegriff wesentlich: 
a) ein schwimmfähiger Hohlkörper, dessen Form nicht festgelegt und von nicht 

ganz unbedeutender Größe ist. Bestimmte Maße/Mindestmaße sind nicht 
festgeschrieben und bestimmen sich jeweils nach dem Zweck der zur Anwen-
dung heranzuziehenden Rechtsvorschriften. 

 Auch Kleinfahrzeuge, welche nicht durch Muskelkraft, sondern mit einem Motor 
oder durch Wind angetrieben werden, können es durch ihre nicht unerhebliche 
Geschwindigkeit rechtfertigen, dass in Haftungsfragen das Binnenschifffahrts- 
oder Seerecht Anwendung findet.6  

b) Der Hohlkörper muss fähig und dazu bestimmt sein, sich auf oder auch  
unter dem Wasser fortzubewegen oder fortbewegt zu werden. Danach ist ein 
eigener Antrieb auch für Seeschiffe nicht erforderlich.7 Es ist lediglich zu ge-
währleisteten, dass eine Fortbewegung nach den hierfür einschlägigen Bestim-
mungen und Befähigungen vorliegt.8 

c) Maßgeblich ist die Fähigkeit und Bestimmung, Personen oder Sachen zu tra-
gen. Hiernach sind Bojen oder andere schwimmenden Seezeichen wie unbe-
mannte Leuchtfeuer keine Schiffe. 

 Damit zählen zu den Schiffen neben Fracht- und Passagierschiffen auch 
Schwimmkräne, Schwimmbagger, Feuerschiffe, Rohrleger, Schlepper und be-
wegliche Offshore Einrichtungen.9  
 
 

3. Keine Schiffe 
 

Nicht zu den Schiffen zählen schwimmende Badeanstalten, schwimmende Gaststät-
ten, Wohnboote, Lagerschiffe, Schiffsbrücken, Flöße, Wasserfahrzeuge, Amphibien-
fahrzeuge und Luftkissenfahrzeuge. 

 
_____ 

5 Rabe Einf. Rn. 2. 
6 BGH NJW 72, 538. 
7 BGHZ 76, 201. 
8 HOLG HGZ 14, 296. 
9 Staudinger/Nöll § 1 SchRG, Rn. 6. 
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Eine Bohrinsel wird nicht als Schiff angesehen, sondern nur als „schwimmendes 
Gerät“ oder „schwimmende Anlage“ bezeichnet, da die Plattform in der Regel fest mit 
dem Meeresboden verbunden ist und es damit eindeutig an der Schiffseigenschaft 
fehlt.10 

Bohrschiffen hingegen, die während der Bohrarbeiten schwimmen und lediglich 
vor Anker liegen, ist eine Schiffseigenschaft nicht abzusprechen.11 

Ein Schiff verliert seine Schiffseigenschaft nicht, wenn es zum Beispiel gesun-
ken, aber noch bergungsfähig ist. Ebenso, wenn sich ein Schiff vorrübergehend auf 
einer Werft zwecks Umbau oder Reparatur befindet. Nur eine endgültige Aufgabe 
des Schiffs zum Zwecke der Schifffahrt führt zum Verlust der Schiffseigenschaft.12 

Ist ein Schiffswrack gesunken, besteht die Schiffseigenschaft fort, solange der 
Schiffseigentümer sein Eigentum nicht aufgibt (§ 7 SchRG) und das Schiff noch ber-
gungs- und reparaturfähig ist. Ist das Schiff (Wrack) nicht mehr bergungs- und/ 
oder reparaturfähig geht die Schiffseigenschaft verloren. Die Schiffseigenschaft ist 
auch dann verloren, wenn das Schiff zuvor im Schiffsregister eingetragen war.13  

Bei einem Totalverlust bzw. unrettbarem Untergang des Schiffs erlöschen neben 
dem Eigentum auch die Schiffshypotheken, die Schiffsgläubigerrechte jedoch nur  
vorbehaltlich eines etwaigen Fortbestehen der Versicherungsforderung nach § 32 
SchRG. 

 
B. Das Schiff im Registerrecht  

B. Das Schiff im Registerrecht 
(Seeschiff/Binnenschiff und Kauffahrteischiffe –
Nichterwerbsschiff) 

 
Bei der Einordnung eines Schiffes im Schifffahrtsrecht/Registerrecht ist es entschei-
dend, um welche Art Schiff es sich im Rechtssinne handelt. Dabei sind nachfol-
gende Unterscheidungen von grundsätzlicher Bedeutung. 

 
 
 
 
 
 
 

 
_____ 

10 Prause SchRgO § 3. 
11 Steiner/Hagemann § 162 ZVG Rn. 33; Dobberahn MittRhNotK 1998, S. 145. 
12 Rabe Einf. Rn. 12. 
13 RG HGZ 19, 119. 
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1. See- oder Binnenschiff 
 

a) Abgrenzungsversuch 
 

Ob ein Schiff ein Seeschiff (Eintragung in das Seeschiffsregister) oder ein Binnen-
schiff (Eintragung in das Binnenschiffsregister) ist, hängt zum einen von der Ver-
wendung ab – und zwar ob das Schiff regelmäßig zur Seefahrt oder zur Fahrt auf 
Binnengewässern benutzt wird14 – und zum anderen von der Bauart und damit der 
gewählten subjektiven Zweckbestimmung.15 Ein Nachweis für die Seefahrt ist der 
Fahrerlaubnisschein der SBG.16 Bei der Ausstellung des Fahrerlaubnisscheins ist 
nach § 163 RVO eine „ausschließliche oder vorzugsweise“ Benutzung zur Seefahrt 
gefordert. Unstrittig ist, dass ein Seeschiff sowohl auf See als auch auf Binnenge-
wässern fahren und umgekehrt ein Binnenschiff auch auf See und Binnengewässern 
fahren kann. Hierbei kommt es auf seine Bestimmung und regelmäßige Verwendung 
durch den Eigentümer an.17  

Eine räumliche Abgrenzung zwischen einem Binnengewässer und den Grenzen 
der Seefahrt findet man, wenn auch sehr vage, in § 1 Flaggenrechtsverordnung 
(FlRV).18 Nach § 1 FlRV verläuft die Grenze zwischen der Seewasser- und Binnenwas-
serstraße entlang der Festland- und Inselküstenlinie, entlang der seewärtigen Begren-
zung der Binnenwasserstraße sowie entlang der Verbindungslinie der Molenköpfe bei 
Küstenhäfen bzw. der äußeren Uferausläufer von nicht zu den Binnenwasserstraßen 
zählenden Flüssen. Eine seewärtige Begrenzung der Binnenwasserstraßen Eider, 
Elbe, Ems, Trave und Weser ergibt sich aus dem als Anlage 2 zu § 1 Abs. 1 Nr. 1 
BWaStrG19 veröffentlichten Verzeichnis der Binnenwasserstraßen des Bundes. 

 
 

b) Eintragung in das Schiffsregister 
 

Die Eintragung eines Schiffes in das Seeschiff- oder Binnenschiffsregister kann ein 
Anhaltspunkt sein, ob das Schiff ein Binnen- oder Seeschiff ist.20 Zwingend lässt 
sich hieraus aber keine See- bzw. Binnenschiffseigenschaft ableiten.21 

 
_____ 

14 BGH Hansa 78, 1686. 
15 Wüstendörfer S. 37. 
16 See-Berufsgenossenschaft; ab 1.1.2010 Zusammenschluss der See-Berufsgenossenschaft und 
der Berufsgenossenschaft für Fahrzeughaltung. 
17 BGHZ 25, 244. 
18 FlRV vom 4. Juli 1990 (BGBl. I S. 1389). 
19 BwaStrG vom 2.4.1968 BGBl. I S. 173. 
20 RGZ 102, 45. 
21 OLG Celle MDR 76, 936. 
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Nach § 5 SchRegO ist eine Eintragung in das falsche Register, also ein Binnen-
schiff in das Seeschiffsregister und umgekehrt, nicht schon aus diesem Grunde un-
wirksam. Auch kann sich ein Eigentümer eines Schiffes nicht darauf berufen, dass 
das Schiff in einem falschen Register eingetragen ist (§ 6 SchRegO). Durch die mate-
riell- und verfahrensrechtlichen Unterschiede des See-und Binnenschifffahrtsrechts 
ist es für den Eigentümer zwingend notwendig, sich sehr sorgfältig und wahrheits-
gemäß für die Eintragung in das See-oder Binnenschiffsregister zu entscheiden. 

 
 

2. Kauffahrteischiff oder Nichterwerbsschiff 
 

a) Kauffahrteischiff 
 

Kauffahrteischiffe, im neueren Sprachgebrauch kann man wohl von Handelsschif-
fen sprechen, sind Seeschiffe, die entweder zum Erwerb durch die Seefahrt be-
stimmt sind (§ 1 FlaggRG, § 3 SchRegO), oder Seeschiffe, die dem Erwerb durch die 
Seefahrt dienen (§ 484 HGB). 

Bei den gesetzlichen Regelungen fällt auf, dass zwischen zur Seefahrt „be-
stimmt“ und zur Seefahrt „dienen“ unterschieden wird. Mit „bestimmt“ ist die Ab-
sicht des dauernden Seeerwerbs gemeint, während „dienen“ nur im Einzelfall „zum 
Seeerwerb verwandt“ bedeutet und somit nicht dauerhaft sein muss. Der Tatbe-
stand des Erwerbs durch die Seefahrt liegt vor, wenn ein Schiff z.B. Personen oder 
Güter gegen Entgelt über See befördert (unmittelbarer Erwerb) oder wenn mit dem 
Schiff Hochseefischerei betrieben wird, welche nur durch die Seefahrt möglich ist22 
(mittelbarer Erwerb). Der Verlust der Kauffahrteieigenschaft eines Schiffes ist dann 
gegeben, wenn die dauerhafte Bestimmung, dem Erwerb durch Seefahrt zu dienen, 
entfällt. 

 
 

b) Nichterwerbsschiff 
 

Nichterwerbsschiffe sind alle Schiffe, die keine Kauffahrteischiffe sind. Hierzu gehö-
ren Schiffe des öffentlichen Dienstes wie Feuerschiffe, Kriegsschiffe, Zollkreuzer,23 
Lotsenschiffe24 sowie sämtliche Dienstschiffe von Behörden. Ebenfalls keine Er-
werbsschiffe sind Privatyachten. Für Nichterwerbsschiffe gilt das Seehandelsrecht 
nicht. Werden diese jedoch gelegentlich zu kommerziellen Zwecken genutzt, so gel-
ten für diese Fahrten die Vorschriften des Fünften Buches des HGB (Seehandel). 
 
_____ 

22 RGZ 32, 106. 
23 RGZ 32, 146. 
24 RGZ 140, 420. 
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3. Staatsschiff/Privatschiff 
 

Der Begriff Staatsschiff trifft auf Schiffe zu, die im Eigentum des Staates stehen und 
für hoheitliche Zwecke verwendet werden und dazu auch bestimmt sind (§ 4 
FlaggRG). Diese Schiffe brauchen nach § 10 Abs. 3 SchRegO nicht angemeldet wer-
den. Privatschiffe sind alle Nichtstaatsschiffe. 
 
 
C. Das Schiffsregister 

  
1. Allgemein 

C. Das Schiffsregister 
Das Schiffsregister ist dem Grundbuch nachgebildet und wie die Grundbuchord-
nung folgt auch die Schiffsregisterordnung dem System der Realfolien. Jedes Schiff 
hat ein eigenes Registerblatt, auch wenn ein Eigentümer mehrere Schiffe besitzt 
(§ 7 SchRegO; § 1 SchRegDV). Grundbuch und Schiffsregister dienen beide öffentli-
chen und privatrechtlichen Zwecken. 

 
 

a) Der öffentliche Zweck 
 

Der öffentliche Zweck ist die Nationalisierung der Schiffe durch die Eintragung in 
das Register und Feststellung des Flaggenrechts. 

 
 

b) Der privatrechtliche Zweck 
 

Der privatrechtliche Zweck ist die Orientierungsmöglichkeit des am Seeverkehr betei-
ligten Publikums und die Eintragung von Pfandrechten. Daneben wird das Schiffsre-
gisterrecht wie das Grundbuchrecht in formelles und materielles Recht eingeteilt. 

 
 

c) Materielles Recht 
 

Materielles Schifffahrtsregisterrecht umfasst das Recht an den eingetragenen Schif-
fen und den Schiffsbauwerken, so zum Beispiel über den Erwerb und Verlust des 
Eigentums, das Recht an Schiffshypotheken, den Nießbrauch an Schiffen oder das 
Recht der Bauwerft oder des Eigentümers an einem Schiffsbauwerk.  
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d) Formelles Recht 
 

Formelles Schiffsregisterrecht umfasst das Recht über die Führung und Einrichtung 
des Schiffsregisters, zum Beispiel über Arten der Schiffsregister, Registerbehörde, 
Voraussetzungen und Gegenstände der Eintragung und Eintragungsverfahren, Ein-
sichtnahme in das Schiffsregister. Das formelle Schiffsregisterrecht ist im Wesentli-
chen mit dem Grundbuchrecht vergleichbar. Es gilt das Antragsprinzip nach § 23 
SchRegO, der dem § 13 GBO entspricht. Danach wird das Gericht nur auf Antrag des 
Berechtigten oder des Betroffenen tätig. 

Das formelle Konsensprinzip des § 19 GBO aus dem Grundstücksrecht gilt 
auch nach §§ 29, 30 SchRegO für das Schiffsregisterecht. Eintragungen in das Regis-
ter erfolgen danach nur, wenn derjenige, dessen Recht betroffen ist, die Eintragung 
auch bewilligt (§ 29 SchRegO). 

Eine Ausnahme gibt es nur bei einem Ersuchen einer Behörde (hierzu Rn. 368, 
419). 

Die Bewilligung kann durch den Nachweis der Unrichtigkeit des Schiffsregis-
ters ersetzt werden (§ 31 Abs. 1 SchRegO). 

 
 

2. Die Schiffsregister 
 

Es existieren drei Arten von Schiffsregistern, die alle voneinander unabhängig sind, 
da sie auch verschiedenen Zwecken dienen und unterschiedliche gesetzliche Rege-
lungen Anwendung finden. Es gibt das Seeschiffsregister, das Binnenschiffsregister 
und das Schiffsbauregister. Alle Register werden getrennt geführt (§ 3 SchRegO). 
Jedes Schiff (Bauwerk) erhält ein eigenes Registerblatt (§§ 7, 65 SchRegO), das aus 
der Aufschrift und drei Abteilungen besteht (§ 3 SchRegDV). Zurzeit werden die 
Schiffsregister noch in Papierform geführt, obwohl die SchRegDV schon Vorschrif-
ten über das maschinell geführte Register enthält. Eine maschinelle Lösung ist je-
doch derzeit nicht in Sicht. 

 
 

a) Das Seeschiffsregister 
 

In das Seeschiffsregister werden Seeschiffe eingetragen, die nach § 1, 2 FlRG die 
Bundesflagge führen müssen oder dürfen. Gemäß §§ 10 Abs. 1, 3; 3 Abs. 2 SchRegO 
sind alle Eigentümer von Seeschiffen über 15 m Länge verpflichtet, ihr Schiff in 
das Seeschiffsregister anzumelden. Unter einer Länge von 15 m besteht lediglich 
eine Eintragungsfähigkeit. Damit gibt es keine Begrenzung für die Eintragungsfä-
higkeit. 
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b) Das Binnenschiffsregister 
 

In das Binnenschiffsregister werden Schiffe eingetragen, die zur Binnenschifffahrt 
bestimmt sind. Die Eintragungspflicht ist in §§ 3 Abs. 1, 10 Abs. 2 SchRegO geregelt, 
wonach Güterbeförderungsschiffe mit größter Tragfähigkeit von mindestens 20 t, Gü-
terbeförderungsschiffe mit einer Wasserverdrängung bei größter Eintauchtiefe von 
mindestens 10 m³ sowie Schlepper, Tanker und Schubboote eintragungspflichtig 
sind. Eintragungsfähigkeit besteht bei Binnenschiffen zur Güterbeförderung, wenn 
deren größtmögliche Tragfähigkeit 10 t beträgt; bei anderen Binnenschiffen, wenn 
die Wasserverdrängung bei maximaler Eintauchtiefe 5 m³ beträgt und bei Schlep-
pern, Tankschiffen und Schubbooten. Anders als im Seeschiffsregister bestehen da-
mit im Binnenschiffsregister Grenzen, ab wann ein Binnenschiff in das Binnen-
schiffsregister eingetragen werden kann. 
 
 
c) Das Schiffsbauregister 

 
Im Schiffsbauregister werden Schiffsbauwerke eingetragen. Für Schiffsbauwerke 
gelten neben den allgemeinen Vorschriften die Sondervorschriften der §§ 76–81 
SchRG und §§ 65–74 SchRegO. Als Besonderheit gilt, dass eine Eintragung in das 
Schiffsregister nur möglich ist, wenn zugleich eine Schiffshypothek eingetragen 
oder die Zwangsversteigerung beantragt wird (§ 66 SchRegO). In das Schiffsbaure-
gister können sowohl in Bau befindliche See- oder Binnenschiffe eingetragen wer-
den. 

Mit der Erweiterung des Schiffsrechtegesetz (SchRG) aus dem Jahre 1968 auf 
Schwimmdocks werden diese nicht wie Schiffe, sondern nach § 81 a SchRG wie 
Bauwerke behandelt.25 Eine Eintragung erfolgt damit nur in das Schiffsbauregister, 
da ein eigenes Register aufgrund der geringen Anzahl nicht für sinnvoll gehalten 
wurde.26 

 
 
 
 
 
 
 

 
_____ 

25 Am 1.2.1969 in Kraft getretene Gesetz zur Änderung des Gesetzes über Rechte an eingetragenen 
Schiffen und Schiffsbauwerken, der Schiffsregisterordnung und des Gesetzes über die 
Zwangsversteigerung und Zwangsverwaltung vom 4.12.1968 BGBl. I S. 1295. 
26 Begründung zum Gesetzentwurf BT-Drs V/2674. 
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D. Einrichtung und Führung des Schiffsregisters 
D. Einrichtung und Führung des Schiffsregisters 

1. Gesetzliche Vorschriften 
 

Seeschiffsregister und Binnenschiffsregister werden getrennt geführt (§ 3 SchRegO). 
Zur Bearbeitung der registerlichen Eintragungen in das Seeschiffs-, das Binnen-
schiffs- und das Schiffsbauregister finden hauptsächlich die Schiffsregisterordnung 
(SchRegO), die Verordnung zur Durchführung der Schiffregisterordnung (SchReg-
DV) das Gesetz über Rechte an eingetragenen Schiffen und Schiffsbauwerken 
(SchRG) und das Flaggenrechtsgesetz (FlaggRG) sowie die Flaggenrechtsverord-
nung (FlRV) Anwendung. Die Schiffsregisterordnung (SchRegO) in der Fassung 
vom 26.5.1944 regelt in Anlehnung an die Grundbuchordnung das formelle Schiffs-
sachenrecht. Verbunden sind damit die Einrichtung der Schiffsregister für See- und 
Binnenschiffe, das Verfahren der Eintragung von Schiffen und Schiffsbauwerken 
sowie die Eintragung von Rechtsverhältnissen. 

Die Verordnung zur Durchführung der Schiffsregisterordnung (SchRegDV) 
hat die Schiffsregisterverfügung aus dem Jahre 1951 abgelöst und enthält ergänzen-
de Vorschriften zur Einrichtung der Schiffsregister und deren Führung. Das Gesetz  
über Rechte an eingetragenen Schiffen und Schiffsbauwerken (SchRG) vom 
15.11.1940 – ausgerichtet am Grundstückssachenrecht – enthält im wesentlichen 
materielle Regelungen des Schiffssachenrechts bei eingetragenen See- und Binnen-
schiffen sowie Schiffsbauwerken; so zum Beispiel zum Erwerb und Verlust des Ei-
gentums, zu Hypotheken und zum Nießbrauch. Weitere materielle Vorschriften des 
Schiffssachenrechts finden sich im BGB und im HGB. Darüber hinaus ist neben der 
SchRegO, der SchRegDV und dem SchRG im Schiffsregister das Flaggenrechtsge-
setz (FlaggRG) von 8.2.1952 von besonderer Bedeutung, da eine Pflicht zur Füh-
rung der Bundesflagge immer mit der Eintragung in das Seeschiffsregister verbun-
den ist. 

 
 

2. Sachliche Zuständigkeit und Konzentration 
 

Für die Führung der Schiffsregister, nämlich des Seeschiffsregisters (SSR), des Bin-
nenschiffsregisters (BSR) und des Schiffsbauregisters (SBR) sind die Amtsgerichte 
sachlich zuständig (§§ 1, 65 Abs. 1 SchRegO). 

Die Führung der Schiffsregister ist seit jeher bei bestimmten Amtsgerichten kon-
zentriert. Nach § 1 Abs. 2 SchRegO bestimmen die Landesregierungen durch Rechts-
verordnung die Amtsgerichte, bei denen die Schiffsregister mit den dazugehörenden 
Registerbezirken zu führen sind. Darüber hinaus besteht für die Länder die Möglich-
keit, Vereinbarungen in der Form zu treffen, dass Schiffsregistersachen eines Landes 
Gerichten eines anderen Landes zugewiesen werden (§ 1 Abs. 3 SchRegO). Von der 

27 

28 

29 



12  Erster Teil: Allgemeiner Teil 

 

Möglichkeit einer länderübergreifenden Regelung haben insbesondere die neuen 
Bundesländer im Rahmen des Einigungsvertrages Gebrauch gemacht. 

Für das Schiffsbauregister gelten entsprechende Regelungen (§ 65 Abs. 1 
SchRegO). 

Alle Bundesländer haben Bestimmungen über die zuständigen Registergerichte 
und ihre Registerbezirke getroffen. Die früheren reichsrechtlichen Zuständigkeitsvor-
schriften wie: AV d. RJM über die Führung des Seeschiffsregisters v 24.3.1937,27 AV d. 
RJM über die Führung des Binnenschiffsregisters v. 12.8.193828 und die AV d. RJM 
über die Führung des Schiffsbauregisters v. 1.1.194129 sind insgesamt aufgehoben. 

 
 

3. Örtliche Zuständigkeit  
 

a) Allgemein 
 

Die Zuständigkeitsregelung der §§ 1, 65 Abs. 1 ff. SchRegO gibt den Ländern die 
Möglichkeit, Registerbezirke ohne die Übernahme der bestehenden Amtsgerichtsbe-
zirke frei nach Kriterien, welche für die Schifffahrt relevant sind, festzulegen. Hier-
bei sind geographische Gegebenheiten wie Häfen am Meer für die Seeschifffahrt, 
Flussläufe für die Binnenschifffahrt, Tradition von Schiffbau und Handelsorte neben 
wirtschaftlichen Überlegungen entscheidende Gesichtspunkte für eine Standort-
wahl eines zuständigen amtsgerichtlichen Schiffsregisters. Da Seeschiffsregister 
und Binnenschiffsregister nicht zwingend bei ein und demselben Gericht geführt 
werden müssen, haben auch hier die Länder die Möglichkeit, zwei unterschiedliche 
Amtsgerichte zu benennen. Die Bundesländer haben von diesen Möglichkeiten un-
terschiedlich Gebrauch gemacht, sodass aufgrund der individuellen Gegebenheiten 
eine einheitliche Systematik nicht gegeben sein kann. Die in der Anhang II Nr. 1 
aufgeführte Übersicht über die zuständigen Schiffsregistergerichte und deren Zu-
ständigkeitsbereich soll helfen, das richtige Gericht zu finden. 

 
 

b) Aufgrund des Heimathafens 
 

Maßgeblich für die örtliche Zuständigkeit bei Seeschiffen ist der Heimathafen nach 
§ 480 Abs. 1 HGB und bei Binnenschiffen der Heimatort nach § 6 BSchG. In das 
Schiffsregister werden Heimathafen und Heimatort nach § 4 Abs. 1 SchRegO einge-
tragen. Soll die Schifffahrt mit einem Seeschiff von einem ausländischen Hafen aus 
 
_____ 

27 DJ 1937, 527. 
28 DJ 1938, 1361. 
29 DJ 1941, 132. 
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betrieben werden oder fehlt es für das Schiff an einem Heimathafen, so steht dem 
Eigentümer die Wahl des Schiffsregisters frei (§ 4 Abs. 2 SchRegO). 

 
 

c) Bei Schiffsbauwerken 
 

Bei einem Schiffsbauwerk richtet sich die örtliche Zuständigkeit nach dem Bauort 
(§ 67 Abs. 1 SchRegO). Das Schiffsbauregister führen die Amtsgerichte, denen die 
Führung eines Schiffsregisters obliegt. Ein Bauwerk für ein Binnenschiff bzw. für ein 
Seeschiff wird bei dem örtlich zuständigen Amtsgericht eingetragen, welches das 
entsprechende Binnenschiffs- bzw. Seeschiffsregister führt. 

 
 

d) Bei Schwimmdocks 
 

Für ein Schwimmdock richtet sich die örtliche Zuständigkeit nach den Vorschriften 
für ein Schiffsbauwerk (§ 73a SchRegO). Bei einem in Bau befindlichem Schwimm-
dock gilt der Bauort für das zuständige Schiffsbauregister. Nach Fertigstellung des 
eingetragenen Bauwerkes verbleibt es bei der Zuständigkeit. Es wird nach Fertig-
stellung Lageort/Liegeplatz des Schwimmdocks in das Schiffsbauregister eingetra-
gen (§ 73a S. 2 SchRegO, § 54 SchRegDV). Ein Registerwechsel in das Schiffsregis-
ter findet nicht statt. 

 
 

4. Funktionelle Zuständigkeit 
 

a) Allgemein 
 

Die funktionelle Zuständigkeit ist in § 2 SchRegO für das Schiffsregister und in § 65 
SchRegO für das Schiffsbauregister geregelt. Nach § 3 Nr. 1 Buchst. h Rechtspfleger-
gesetz ist grundsätzlich der Rechtspfleger zuständig, obwohl in § 2 SchRegO der 
Rechtspfleger nicht ausdrücklich erwähnt und nur „der mit der Führung des Regis-
ters Beauftragte“ benannt wird. § 2 SchRegO enthält mehrere Zuständigkeitsregeln 
und ist dem § 13 GBO nachgebildet. 

 
 

b) Zuständigkeit für die Entgegennahme von Anträgen und zur Beurkundung  
des Eingangszeitpunkts 
 

In § 2 Abs. 1 SchRegO sind sogenannte Präsentatsbeamte benannt. Diese sind für 
die Entgegennahme von Eintragungsanträgen sowie Ersuchen und zur Beurkun-
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dung des Zeitpunktes des Eingangs zuständig. Zuständig können Rechtspfleger oder 
der vom Leiter des Amtsgerichts bestellte Beamte der Geschäftsstelle sein. Voraus-
setzung ist hierfür, dass die betreffende Person die Fähigkeit zur Wahrnehmung von 
Aufgaben eines Urkundsbeamten der Geschäftsstelle (UdG) im Sinne des § 153 GVG 
besitzt. 

Erfüllt ein Justizangestellter die Voraussetzungen des § 153 Abs. 5 GVG, so 
kann auch dieser zum Präsentatsbeamten bestellt werden. Sind an einem Schiffsre-
gister mehrere Rechtspfleger und Beamte/Justizangestellte der Geschäftsstelle tätig, 
ist jeder von ihnen zuständig. 

Bezieht sich ein Antrag oder ein Ersuchen auf mehrere Schiffe in verschiedenen 
Geschäftsbereichen desselben Registergerichts, so ist jeder zur Entgegennahme des 
Antrages nebst Eingangsvermerk zuständig, der damit für einen dieser Geschäftsbe-
reiche in Frage kommt (§ 2 Abs. 1 S. 2 SchRegO). 

 
 

c) Zuständigkeit für die Unterzeichnung der Eintragung 
 

Nach der SchRegO sind Eintragungen des Schiffs (§ 16 Abs. 1 Halbs. 2), die Eintra-
gung von Veränderungen (§ 17 Abs. 3), die Eintragung von Rechtsverhältnissen 
(§ 48), die Eintragung von Schiffsbauwerken (§ 70) und die Eintragung eines 
Schwimmdocks von den zuständigen Beamten zu unterschreiben. Ausdrücklich zu-
ständig sind der Rechtspfleger und der UdG. Bei Eintragungen in das Schiffs- und 
Schiffsbauregister ist die doppelte Unterschrift erforderlich. 

 
 

d) Unterzeichnung von Schiffsurkunden  
 

Schiffsurkunden wie der Schiffsmessbrief, das Schiffszertifikat oder der amtlich be-
glaubigte Auszug aus dem Schiffszertifikat (§ 60 SchRegO und § 37 SchRegDV) sind 
nur vom Rechtspfleger allein zu unterschreiben. Nach § 2 Abs. 2 S. 3 SchRegO gilt 
dies auch für Vermerke auf den Schiffsurkunden. 

 
 

5. Ermächtigung von Aufgabenübertragung auf den UdG 
 

Die Möglichkeiten, Aufgaben durch eine Rechtsverordnung der Landesregierung auf 
den Urkundsbeamten der Geschäftsstelle eigenverantwortlich zu übertragen, ist in 
§ 2 Abs. 3 SchRegO in einem Fünf-Punkte-Katalog abschließend geregelt.  

Im Einzelnen gehören hierzu: 
– Die Bekanntmachung der Eintragungen nach §§ 57, 74 SchRegO, §§ 19, 20 

SchRegDV und MiZi XXII, 
– die Gestattung der Einsicht in die Registerakte (§ 8 Abs. 2 SchRegO), 
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– die Erteilung von Abschriften aus dem Register oder den Registerakten (§§ 8, 65 
Abs. 2 SchRegO, § 22 SchRegDV), 

– die Beglaubigung der Abschriften, 
– die Erteilung von Bescheinigungen und Zeugnissen mit Ausnahme der Schiffs-

urkunden an dritte Personen oder Stellen in den gesetzlich vorgesehenen Fäl- 
len. 

 
Nach der amtlichen Begründung zu § 2 SchRegO30 gehören nicht zu den Aufgaben 
des UdG:  
– die Bescheinigung nach § 15 SchRegO, in der bescheinigt wird, ob das Schiff im 

Schiffsbauregister eingetragen ist, 
– eine Bescheinigung über die Eintragung bzw. Nichteintragung eines Schiffes. 

Oder eine Bescheinigung über den geänderten Schiffsnamen zur Vorlage bei ei-
ner Botschaft oder Konsulat, 

– ein Zeugnis über die Eintragung des Schiffs im Schiffsregister nach § 164 i. V. m. 
– § 17 Abs. 2 und 162 ZVG. Diese Vorschriften regeln die Voraussetzungen für den  
– Versteigerungsantrag bei Schiffen und Schiffsbauwerken, 
– als weitere Bescheinigung gilt auch die Mitteilung an das Vollstreckungsgericht 

nach §§ 19, 162 ZVG. Hiernach hat das Schiffsregister nach Eintragung des Ver-
steigerungsvermerkes dem Vollstreckungsgericht eine beglaubigte Registerblatt-
abschrift und die Anschriften der Beteiligten nach § 19 Abs. 2 ZVG mitzuteilen. 
 

Wegen der Wirksamkeit der Beschlagnahme ist ebenfalls gegenüber dem Vollstre-
ckungsgericht der Zeitpunkt des Eingangs des Ersuchens zu bestätigen (§ 22 Abs. 1 
S.2 ZVG). Weitere Bescheinigungen sind Löschungsbescheinigungen z. B. zur Vorlage 
bei einem ausländischen Schiffsregister (Nachweis zur Vermeidung der Doppelre-
gistrierung nach § 14 SchRegO) oder zur Vorlage für die Gewährung einer Abwrack-
prämie. Diese Aufgaben sind dem Rechtspfleger vorbehalten. 

 
E. Einsichtnahme in das Schiffsregister 

E. Einsichtnahme in das Schiffsregister 
 

1. Uneingeschränktes Einsichtsrecht 
 

Beim Einsichtsrecht in das Schiffsregister ist zu unterscheiden zwischen der Einsicht 
in das Schiffsregister (Seeschiffs- und Binnenschiffsregister) und der Einsicht in das 
Schiffsbauregister (s. a. Schiffsbauregister Rn. 829). Nach § 8 Abs. 1 SchRegO ist das 
Schiffsregister öffentlich und die Einsicht jedermann gestattet und damit dem Ein-

 
_____ 

30 BT-Drs. 8/2515 (26.1.1979). 
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sichtsrecht wie z.B. in das Handelsregister (§ 9 HGB), in das Genossenschaftsregister 
(§ 156 GenG i. V. m. § 9 HGB) oder in das Vereinsregister (§ 79 BGB) gleichgesetzt. 
Der Nachweis eines Interesses kann nicht verlangt werden. Dies gilt auch für die 
Erteilung von Abschriften der Eintragungen sowie evtl. Beglaubigungen. Einsicht, 
Erteilung von Abschriften mit evtl. Beglaubigungen sind dem Antragsteller ohne 
Darlegung eines rechtlichen Interesses uneingeschränkt zu gewähren. 

 
 

2. Eingeschränktes Einsichtsrecht 
 

Nach § 8 Abs. 2 SchRegO ist die Einsicht in die Registerakten nur zu gewähren, 
wenn ein berechtigtes Interesse glaubhaft gemacht wird. Diese Vorschrift ent-
spricht § 13 FamFG (§ 34 FGG alt) und ist enger gefasst als bei dem Einsichtsrecht in 
Grundbuchsachen nach § 12 GBO, wonach ein berechtigtes Interesse dargelegt wer-
den muss. Es ist zwischen „berechtigtem Interesse“ und „rechtlichem Interesse“ 
zu unterscheiden. Ein rechtliches Interesse, das sich auf ein bereits vorhandenes 
Recht stützen muss, ist regelmäßig dann gegeben, wenn die erstrebte Kenntnis von 
dem Inhalt der Akten zur Verfolgung von Rechten oder zur Abwehr von Ansprüchen 
erforderlich ist.31 Demgegenüber muss sich das vorausgesetzte berechtigte Interesse 
nicht auf ein bereits vorhandenes Recht stützen. Es genügt vielmehr jedes nach ver-
nünftiger Erwägung durch die Sachlage gerechtfertigtes Interesse, das auch wirt-
schaftlicher oder wissenschaftlicher Art sein kann.32 Ein berechtigtes Interesse ist zu 
verneinen, wenn der Antragsteller bereits von den gewünschten Informationen 
Kenntnis hat und keine Argumente vorgetragen werden, nach denen die Einsicht-
nahme zu weiteren Informationen führt.33 Ein berechtigtes Interesse ist also weiter 
als der Begriff des rechtlichen Interesses. 

Das berechtigte Interesse ist glaubhaft zu machen. Glaubhaftmachung ist eine 
Art der Beweisführung, durch die dem Gericht nicht die volle Überzeugung, sondern 
lediglich die erhebliche Wahrscheinlichkeit eines zu beweisenden Sachverhalts zu 
vermitteln ist.34 

Mittel der Glaubhaftmachung kann eine eidesstattliche Versicherung des An-
tragstellers oder ein Beweismittel nach § 294 ZPO sein. Das Gericht wird immer zwi-
schen den Persönlichkeitsrechten auf der einen und dem Publizitätsprinzip auf der 
anderen Seite abwägen müssen.35 

 

 
_____ 

31 BayObLGZ 1998, 119/121 = NJW-RR 1999, 661. 
32 BayObLG Rpfleger 1985, 28. 
33 BayObLG NJW-RR 1998, 294. 
34 BayObLG Rpfleger 1992, 521. 
35 Böhringer Rpfleger 1987, 181 ff. mit weiteren Nachweisen. 
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3. Antragsberechtigte Personen 
 

Antragsberechtigt ist jeder, der ein rechtliches Interesse glaubhaft machen kann. Es 
kann auch jemand hierzu bevollmächtigt werden. Einem anwaltlichen Vertreter ei-
nes Beteiligten ist Akteneinsicht in aller Regel zu gewähren.36 Ein bevollmächtigter 
Rechtsanwalt handelt hierbei nicht nur im Auftrag seiner Mandantschaft, sondern 
auch als Organ der Rechtspflege. 

Rechtsanwälte haben die schutzwürdigen Interessen Dritter und deren Rechte 
auf informationelle Selbstbestimmung zu beachten. 

Für Rechtsbeistände, die nicht Mitglieder einer Rechtsanwaltskammer sind, 
gilt dies nicht.37 

Bei Notaren hingegen wird in der Regel eine Bevollmächtigung zu vermuten 
sein.38 

 
 

4. Ort der Einsicht 
 

Die Akteneinsicht hat grundsätzlich auf der Geschäftsstelle des aktenführenden Ge-
richts39 und während der üblichen Geschäftszeiten zu erfolgen.40 

Die Berechtigten dürfen Notizen fertigen oder Teile der Akte abschreiben. Wer-
den Abschriften gewünscht, ist hierfür der Urkundsbeamte der Geschäftsstelle zu-
ständig. 

Eine Versendung der Akten durch die Geschäftsstelle an ein anderes Amtsge-
richt zur dortigen Einsicht ist zulässig und in der Praxis üblich. 

Die Übersendung der Registerakten an einen Rechtsanwalt oder Notar an dessen 
Büroräume kann zugelassen werden, wenn hierfür besondere Gründe sprechen.41 
Ein Anspruch besteht jedoch nicht (§ 13 Abs. 4 FamFG). Da Registerakten ständig 
verfügbar sein müssen und bei einem Verlust ein unersetzbarer Nachteil entsteht, 
wird in der Praxis von einer Versendung der Akten so weit wie möglich Abstand ge-
nommen. Wird eine Aktenübersendung abgelehnt, ist die Entscheidung hierüber 
nicht anfechtbar (§ 13 Abs. 4 S. 3 FamFG). 

 
 

 
_____ 

36 OLG Düsseldorf Rpfleger 1978, 253. 
37 BVerfG NJW 2002, 2307. 
38 LG München I DNotZ 1971, 702. 
39 OLG Köln Rpfleger 989, 334. 
40 OLG Brandenburg NJW-RR 2008, 512. 
41 LG Mannheim AnwBl. 1978, 106. 
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5. Zuständigkeit für die Akteneinsichtsgewährung 
 

Da dem Rechtspfleger die Geschäfte in Schiffsregister- und Schiffsbauregistersachen 
in vollem Umfang übertragen wurden (§ 3 Nr. 1 Buchst. h i. V. m. § 4 Abs. 1 RpflG), ist 
er auch für die Entscheidung über die Einsichtsgewährung zuständig,42 es sei denn, 
durch Landesverordnung ist diese Aufgabe dem Urkundsbeamten der Geschäftsstel-
le (UdG) übertragen (§§ 2 Abs. 3, 65 Abs. 1 SchRegO). Auch wenn ein Schiff bereits 
aus dem Register gelöscht ist, bleibt die Zuständigkeit beim Rechtspfleger.43 Glei-
ches gilt, wenn Akteneinsicht für ein noch nicht eingetragenes Schiff begehrt wird. 
Der Rechtspfleger oder der UdG entscheidet in allen Fällen nach pflichtgemäßem 
Ermessen. 

 
 

6. Rechtsmittel 
 

Bei Verweigerung oder Beschränkung der Akteneinsicht ist nach § 13 FamFG (frü-
her § 34 FGG) ein Rechtsmittel gegeben. Gegen die Entscheidung des Urkundsbeam-
ten bei der Erteilung bzw. Ablehnung der Erteilung von Auszügen, Abschriften und 
Ausfertigungen findet nach § 573 Abs. 1 ZPO die Erinnerung statt. 

 
 

F. Öffentlicher Glaube des Schiffsregisters 
F. Öffentlicher Glaube des Schiffsregisters 

1. Allgemein 
 

Erst mit dem Gesetz über Rechte an eingetragenen Schiffen und den Schiffsbau-
werken vom 15.11.1940 wurden eingetragene Schiffe in vielen Bereichen mit 
Grundstücken gleichgestellt. Gleichzeitig mit den Vorschriften der §§ 16 und 17 
SchRG, die den Vorschriften der §§ 891 und 892 BGB entsprechen, ist auch der  
öffentliche Glaube aus dem Grundbuchrecht in das Schiffsregister übernommen 
worden. Der öffentliche Glaube bezieht sich auf rechtsbegründende, konstitutive 
Eintragungen. Hierzu gehören das dingliche Eigentumsrecht am Schiff, die Schiffs-
hypothek, der Nießbrauch und das Recht zur Führung der Bundesflagge. Der öffent-
liche Glaube bezieht sich nur auf den rechtsgeschäftlichen Erwerb, nicht jedoch 
auf den Erwerb kraft Gesetz.44 Der Umfang der Rechtsvermutung ist in § 15 SchRG 
festgelegt und umfasst auch gelöschte Rechte (§ 15 Abs. 3 SchRG, s. a. Rn. 59). 
 
_____ 

42 BayObLG Rpfleger 1991, 61. 
43 BayObLG Rpfleger 1982, 345. 
44 Prause SchRG, § 15. 
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2. Die Eigentumsvermutung 
 

Auch die an die Eintragung im Schiffsregister geknüpfte Eigentumsvermutung war 
bis zu diesem Zeitpunkt nicht gegeben, da es hierfür an einer gesetzlichen Be-
stimmung fehlte. Diese Eigentumsvermutung wurde durch § 15 SchRG eingeführt. 
Nach § 15 Abs. 1 SchRG gilt die Rechtsvermutung, dass Eigentümer des Schiffs 
ist, wer als Eigentümer im Register eingetragen ist. Diese Vorschrift entspricht 
§ 891 BGB und begründet eine widerlegbare Vermutung. Damit reicht jedoch 
nicht die bloße Behauptung, sondern es ist ein Beweis für das Gegenteil zu er-
bringen.45 

Da der öffentliche Glaube für die Eintragung der Eigentumsverhältnisse im See-
schiffsregister ohne Einschränkungen gilt und sich die Eigentumsübertragung bei 
Seeschiffen außerhalb des Schiffsregisters nach § 2 Abs. 1 SchRG vollzieht, scheint 
hierin eine gewisse Gefahr zu liegen. Man hat jedoch argumentiert, dass es in der 
Seeschifffahrt häufig sehr schnell zu einem Eigentumswechsel kommen soll, der 
nicht unnötig mit bestimmten und zeitraubenden Rechtsformen belastet werden 
sollte. Auch hat der Gesetzgeber schon damals bei einer zu komplizierten Eigen-
tumsübertragung eine mögliche Verlagerung ins Ausland gesehen.46 

Mit §§ 17 und 19 SchRegO hat der Gesetzgeber zwei Vorschriften erlassen, die 
den Eigentümer zur alsbaldiger Eigentumsänderung veranlassen und dem Gericht 
auch die Anordnung und Durchsetzung von Zwangsmaßnahmen ermöglichen. 

 
 

3. Vermutung bei eingetragenen Rechten 
 

Nach § 15 Abs. 2 SchRG erfasst die Vermutung auch die Schiffshypothek oder ein 
Recht an einer solchen oder an einem eingetragenen Nießbrauch. Diese Aufzählung 
der dinglichen Rechte ist abschließend und erstreckt sich nicht auf Vormerkungen, 
Widersprüche, Verfügungsbeschränkungen, Schiffsparten und Pfandrechte an sol-
chen. Da die Schiffshypothek stets Sicherungshypothek und nicht Verkehrshypo-
thek ist, muss der Hypothekengläubiger stets das Bestehen der der Hypothek 
zugrunde liegenden Forderung, nach welchem sich das Recht bemisst, beweisen (§ 8 
Abs. 1 S. 3 SchRG). 

Auch auf das Arrestpfandrecht erstreckt sich die gesetzliche Vermutung, da dem 
Gläubiger aufgrund von § 931 Abs. 2 ZPO dieselben Rechte wie bei einer Schiffshy-
pothek gewährt werden.47 
 
_____ 

45 BGH NJW 1980, 1047. 
46 Amtl. Begr. zum Gesetz über Rechte an eingetragen Schiffen und Schiffsbauwerken vom 
15.11.1940, DJ 1940, 1329 ff. 
47 Prause SchRG, § 15. 
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